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Anlage 1 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 

zur Änderung und Ergänzung des Bundesversorgungsgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel I 

Änderung von Vorschriften des 

Bundesversorgungsgesetzes 

Das Gesetz über die Versorgung der 
Opfer des Krieges (Bundesversorgungsgesetz) 
vom 20. Dezember 1950 (Bundesgesetzbl. 
S. 791) und das Gesetz zur Änderung die- 
ses Gesetzes vom 19. März 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 141) werden wie folgt geändert 
und ergänzt: 

1. § 2 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Bei deutschen Staatsangehöri- 
gen steht der Dienst in der Wehr- 
macht eines dem Deutschen Reich ver- 
bündet gewesenen Staates während 
eines der beiden Weltkriege oder in 
der tschechoslowakischen oder öster- 
reichischen Wehrmacht dem Dienst 
nach deutschem Wehrrecht gleich, 
wenn der Berechtigte vor dem 8. Mai 
1945 seinen Wohnsitz oder ständigen 
Aufenthalt im Gebiete des Deutschen 
Reiches nach dem Stande vom 31. De- 
zember 1937 hatte.“ 

2. In § 5 Abs. 1 treten an die Stelle der 
Worte „mit den beiden Weltkriegen“ die 
Worte „mit einem der beiden Welt- 
kriege“. 

3. In § 10 Abs. 5 treten an die Stelle der 
Sätze 2 und 3 folgende Sätze: 

„Angehörige Schwerbeschädigter, die 
mit ihnen in häuslicher Gemeinschaft 
leben und von ihnen überwiegend 
unterhalten werden, erhalten ambu- 
lante ärztliche und zahnärztliche Be- 
handlung, Arznei- und Verbandmittel 
sowie mit Zustimmung der Verwal- 
tungsbehörde die zur Sicherung des 


Heilerfolges notwendigen kleineren 
Heilmittel. An Stelle der ärztlichen 
Behandlung, Versorgung mit Arznei- 
und Verbandmitteln können Kur und 
Verpflegung in einer Heilanstalt 
(Heilanstaltspflege) gewährt werden. 
§ 14 Abs. 5 Sätze 2 und 3 gelten ent- 
sprechend. Die Vorschriften der Sätze 
1 bis 3 gelten nicht, wenn die 
Krankenbehandlung anderweitigsicher- 
gestellt ist oder sichergestellt werden 
kann.“ 

4. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 erhält Satz 2 folgende 
Fassung: 

„Wird ein Führhund nicht ge- 
halten, so wird als Ersatz der Auf- 
wendungen für fremde Führung 
eine Beihilfe in derselben Höhe ge- 
währt.“ 

b) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Verursachen die Folgen der 
Schädigung außergewöhnliche Ko- 
sten für Kleider- und Wäschever- 
schleiß, so sind diese mit einem 
Pauschbetrage von 3, 5, 8 oder 
10 Deutschen Mark monatlich zu 
ersetzen.“ 

5. In § 17 Abs. 2 werden die Sätze 3 und 4 

gestrichen. 

6. § 18 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Während der Heilanstalt- 
pflege, Badekur oder Heilstätten- 
behandlung wird die Rente weiter- 
gezahlt. Dauert die Heilanstalt- 
pflege oder Heilstättenbehandlung 
länger als drei Monate, so wird 
Ausgleichsrente nur insoweit ge- 
zahlt, als der Beschädigte ihrer zur 
Erfüllung gesetzlicher Verpflich- 
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tungen oder solcher vertraglicher 
Verpflichtungen, die schon vor 
dem Beginn der Behandlung be- 
standen haben und von ihm er- 
füllt worden sind, bedarf. Die Zah- 
lung wird mit dem Ablauf des auf 
den Beginn der Heilanstaltpflege 
oder Heilstättenbehandlung fol- 
genden dritten Monats, bei ihrem 
Beginn am Ersten eines Monats 
mit dem Ablauf des darauf folgen- 
den zweiten Monats eingestellt; sie 
wird mit dem Ersten des Ent- 
lassungsmonats wieder aufge- 
nommen.“ 

b) In Absatz 2 treten an die Stelle der 
Sätze 2 bis 4 folgende Sätze: 

„Das Hausgeld ist so zu bemessen, 
als ob der Beschädigte Mitglied uer 
Krankenkasse wäre. Es wird nur 
gezahlt, soweit und solange das 
Einkommen durch die Erkrankung 
gemindert ist. Hausgeld wird auch 
gewährt, wenn der Beschädigte 
Heilbehandlung nicht nur auf 
Grund dieses Gesetzes erhält, eine 
der im § 14 Abs. 2 genannten 
Kassen zur Zahlung aber nicht ver- 
pflichtet ist. § 17 Abs. 3 gilt ent- 
sprechend.“ 

7. In § 20 werden im letzten Satz hinter 
dem Wort „die“ die Worte „wegen der 
Folgen einer Schädigung“ eingefügt. 

o. In § 28 treten an die Stelle des Satzes 1 
folgende Sätze: 

„Witwen, Witwern und Waisen so- 
wie rentenberechtigten Verwandten 
der auf steigenden Linie sind, soweit* 
Krankenbehandlung nicht anderweitig 
sichergestellt ist oder sichergestellt 
werden kann, ambulante ärztliche und 
zahnärztliche Behandlung, Arznei- 
und Verbandmittel sowie mit Zustim- 
mung der Verwaltungsbehörde die 
zur Sicherung des Heilerfolges not- 
wendigen kleineren Heilmittel zu ge- 
währen. An Stelle der ärztlichen Be- 
handlung, Versorgung mit Arznei- 
und Verbandmitteln können Kur und 
Verpflegung in einer Heilanstalt 
(Heilanstaltpflege) gewährt werden. 

§ 14 Abs. 5 Sätze 2 und 3 gelten ent- 
sprechend.“ 

9. § 32 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 


„(2) Die volle Ausgleichsrente be- 
trägt monatlich bei einer Minde- 
rung der Erwerbsfähigkeit 

um 50 vom Hundert 

45 Deutsche Mark, 
um 60 vom Hundert 

50 Deutsche Mark, 
um 70 vom Hundert 

60 Deutsche Mark, 
um 80 vom Hundert 

70 Deutsche Mark, 
um 90 vom Hundert 

85 Deutsche Mark, 
bei Erwerbsunfähigkeit 

100 Deutsche Mark.“ 

b) In Absatz 3 erhält Satz 1 folgende 
Fassung: 

„Die Ausgleichsrente erhöht sich 
für die Ehefrau (den Ehemann) 
bei einer Minderung der Erwerbs- 
fähigkeit 

um 50 und 60 vom Hundert 
um 15 Deutsche Mark, 

um 70 bis 90 vom Hundert 
und bei Erwerbsunfähigkeit 
um 20 Deutsche Mark 

und für jedes von dem Be- 
schädigten (der Beschädigten) 
unterhaltene Kind bis zur Voll- 
endung des achtzehnten Lebens- 
jahres um 20 Deutsche Mark.“ 

10. § 33 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Ausgleichsrente ist nur insoweit 
zu gewähren, als sie zusammen mit dem 
sonstigen Einkommen folgende Monats- 
beträge nicht übersteigt: 

bei einer Minderung der Erwerbsfähigkeit 

um 50 vom Hundert 90 Deutsche Mark, 
um 60 vom Hundert 95 Deutsche Mark, 
um 70 vom Hundert 105 Deutsche Mark, 
um 80 vom Hundert 115 Deutsche Mark, 
um 90 vom Hundert 130 Deutsche Mark, 
bei Erwerbsunfähigkeit 

145 Deutsche Mark. 

Die Monatsbeträge erhöhen sich für die 
Ehefrau (den Ehemann) und die Kinder, 
die bei der Bemessung der Ausgleichsrente 
zu berücksichtigen sind (§ 32 Abs. 3), um 
je 20 Deutsche Mark.“ 

11. In § 40 wird das Wort „Kinder“ durdi 
die Worte „mindestens ein Kind“ er- 
setzt. 


3 



12. § 41 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Buchstabe c werden 
hinter dem Wort „Altersgrenze“ die 
Worte „oder bis zu seiner Verheira- 
tung“ eingefügt. 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Die volle Ausgleichsrente der 
Witwe beträgt monatlich 

im Falle des Ab- 
satzes 1 (Buch- 

staben a und b 60 Deutsche Mark, 

im Falle des Ab- 
satzes 1 Buch- 
stabe c 40 Deutsche Mark.“ 

c) In Absatz 4 erhält Satz 1 folgende 
Fassung: 

„Ausgleichsrente ist nur insoweit zu 
gewähren, als sie zusammen mit dem 
sonstigen Einkommen 95 Deutsche 
Mark monatlich nicht übersteigt.“ 

13. § 47 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 werden die Zahl „21“ 
durch die Zahl „26“ und die Zahl „45“ 
durch die Zahl „50“ ersetzt. 

b) In Absatz 3 werden die Zahl „36“ 
durch die Zahl „41“ und die Zahl 
„60“ durch die Zahl „65“ ersetzt. 

14. Dem § 48 wird als Absatz 3 angefügt: 

„(3) Im Falle der Wiederverheira- 
tung der Witwe gilt § 44 entspre- 
chend. Die Abfindung beträgt 1200 
Deutsche Mark, wenn eine Witwen- 
beihilfe in Höhe des vollen Betrages 
der Rente bezogen worden ist, sonst 
800 Deutsche Mark.“ 

15. § 51 erhält folgende Fassung: 

4 51 

(1) Die volle Elternrente beträgt 
monatlich 

bei einem Elternpaar 

80 Deutsche Mark, 
bei einem Elternteil 

55 Deutsche Mark. 

(2) Elternrente ist nur insoweit zu 
gewähren, als sie zusammen mit dem 
sonstigen Einkommen (§ 33 Abs. 2 
Satz 1) folgende Monatsbeträge nicht 
übersteigt: 


bei einem Elternpaar 

130 Deutsche Mark, 
bei einem Elternteil 

90 Deutsche Mark. 

(3) Sind mehrere Kinder an den 
Folgen einer Schädigung gestorben, so 
erhöhen sich die Elternrenten (Abs. 1) 
und die Einkommensgrenzen (Abs. 2) 
für jedes weitere Kind 

bei einem Elternpaar um 

10 Deutsche Mark, 
bei einem Elternteil um 

5 Deutsche Mark. 

(4) Elternrenten werden auf volle 
Deutsche Mark aufgerundet. Ergeben 
sich Renten von weniger als 5 Deut- 
sche Mark, so werden sie auf diesen 
Betrag erhöht.“ 

16. § 52 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Ab- 
satz 1. 

b) Als Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) Ein Kind hat keinen Anspruch 
auf Rente, wenn der Ehemann der 
Mutter während der Dauer der Emp- 
fängniszeit verschollen war.“ 

17. In § 53 werden das Wort „rentenbe- 
rechtigten“ durch das Wort „versorgungs- 
berechtigten“ und die Worte „waisen- 
rentenberechtigte Kinder“ durch die 
Worte „mindestens ein versorgungsbe- 
rechtigtes Kind“ ersetzt. 

18. § 55 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 

b) Als Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) Beim Zusammentreffen mit 
einer Witwen- oder Waisenbeihilfe 
gilt Absatz 1 entsprechend.“ 

19. § 58 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Witwen, Witwer und Waisen 
müssen den Versorgungsanspruch zur 
Vermeidung des Ausschlusses binnen zwei 
Jahren nach dem Tode des Beschädigten 
anmelden. Die Frist endet frühestens am 
31. Dezember 1953. § 57 Abs. 1 Nr. 3 
gilt entsprechend.“ 

20. Dem § 59 Abs. 1 wird als Satz 3 an- 
gefügt: 

„Ist der Tod die Folge einer Schädi- 
gung, die während einer nach dem 
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31. August 1939 beendeten Dienstleistung 
oder ohne eine solche nach diesem Zeit- 
punkt eingetreten ist, so endet die Frist 
jedoch frühestens am 31. Dezember 1954.“ 

21. In § 67 Abs. 2 werden hinter dem Wort 
„Rente“ ein Komma und die Worte 
„Witwen- und Waisenbeihilfe“ einge- 
gefügt. In § 67 Abs. 3, § 68 Abs. 1 und 
§ 69 werden jeweils hinter dem Wort 
„Rente“ ein Komma und die Worte 
„Witwen- oder Waisenbeihilfe“ eingefügt. 

22. In § 74 Abs. 2 wird das Wort „Acht- 
fache“ durch das Wort „Neunfache“ 
ersetzt. 

23. Dem § 77 Abs. 2 wird als Satz 2 ange- 
fügt: 

T7 r4-i mit- A i & A K- 
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findungssumme vor Ablauf des ersten 

Jahres zurückgezahlt wird.“ 

24. Hinter § 78 wird als neuer § 78 a ein- 
gefügt: 

4 78 a 

(1) Eine Kapitalabfindung kann auch 
Witwen mit Anspruch auf Rente ge- 
währt werden. Die Vorschriften der §§ 72 
bis 78 gelten entsprechend. 

(2) Schließt eine abgefundene Witwe 
erneut eine Ehe, so ist nach der Ehe- 
schließung die Abfindungssumme inso- 
weit zurückzuzahlen, als sie die Gesamt- 
summe der bis zu ihrer Wiederverheira- 
tung erloschen gewesenen Versorgungs- 
bezüge übersteigt. Auf den zurückzahlen- 
den Betrag ist die Abfindung nach § 44 
anzurechnen. 

(3) Zur Sicherung der Rückzahlung der 
Abfindungssumme kann die Verwaltungs- 
behörde die Eintragung einer Sicherungs- 
hypothek verlangen.“ 

25. Dem § 81 wird als Absatz 3 angefügt: 

„(3) Absatz 2 gilt entsprechend, soweit 
es sich um Ansprüche nach diesem Ge- 
setz handelt, die nicht auf einer Schädi- 
gung beruhen.“ 

26. In § 86 Abs. 3 wird das Wort „drei“ 
durch das Wort „vier“ ersetzt. 

27. In § 87 Satz 2 werden die Worte „als 
Versorgungsleistung“ gestrichen. 

28. In § 92 Abs. 1 erhält der Wortlaut des 
Buchstaben a folgende Fassung: 


„a) Art und Umfang der Ausstattung 
mit Körperersatzstücken, orthopädi- 
schen und anderen Hilfsmitteln sowie 
die Höhe des Pauschbetrages für 
Kleider- und Wäscheverschleiß für 
bestimmte Körperschäden (§ 13),“. 

Artikeln 

Änderung von Vorschriften des 
Teuerungszulagengesetzes 

Das Gesetz über die einstweilige Gewäh- 
rung einer Teuerungszulage zur Abgeltung 
von Preiserhöhungen bei Grundnahrungs- 
mitteln (Teuerungszulagengesetz) in der Fas- 
sung vom 25. Juni 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 353) wird wie folgt geändert: 

1. In § 1 Abs. 1 wird der Wortlaut unter 
Nummer 2 gestrichen. 

2. In § 2 Abs. 4 werden die Worte „oder 
ein nach § 64 Abs. 1 Nr. 2 des Bundes- 
versorgungsgesetzes ruhende Ausgleichs- 
rente oder Elternrente (§ 1 Abs. 1 Nr. 2)“ 
gestrichen. 

3. In § 4 Abs. 2 wird der letzte Satz ge- 
strichen. 

4. § 7 erhält folgende Fassung: 
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Teuerungszulagen nach diesem Ge- 
setz bleiben bei der Gewährung von 
Unterstützung der Arbeitslosenfürsorge 
außer Ansatz.“ 

5. In § 12 Abs. 1 werden gestrichen: 

a) Im ersten Satz der Wortlaut unter 
Buchstabe b, 

b) in der vierzehnten Zeile der Buch- 
stabe „b“, 

c) der letzte Satz. 

Artikel III 
Übergangsvorschriften 

1. Die Beihilfe zu den Aufwendungen für 
fremde Führung (Artikel I Nr. 4 Buch- 
stabe a) wird von Amts wegen gewährt. 

2. Die Entschädigung für Kleider- und 
Wäscheverschleiß (Artikel I Nr. 4 Buch- 
stabe b) wird von Amts wegen neu fest- 
gestellt, wenn ein bisher als Entschädi- 
gung gewährter Betrag sich erhöht oder 
verringert. Eine Minderung der Entschä- 



digung tritt mit Ablauf des Monats ein, 
der auf die Zustellung des neuen Fest- 
stellungsbescheides folgt. 

3. Eine Minderung oder Entziehung der 
Versorgungsbezüge nach Artikel I Nr. 6 
Buchstabe a tritt frühestens mit Ende 
Oktober 1953, eine Minderung oder Ent- 
ziehung nach Artikel I Nr. 16 und 18 
frühestens mit Ablauf des Monats ein, 
der auf die Zustellung des Bescheides 
folgt. 

4. Soweit der Anspruch auf Ausgleichsrentc 
oder Elternrente nach dem Bundesversor- 
gungsgesetz anerkannt ist, werden die 
Versorgungsbezüge von Amts wegen neu 
festgestellt. Im übrigen wird der Anspruch 
auf Ausgleichsrente nur auf Antrag fest- 
gestellt; wird der Antrag binnen sechs 
Monaten nach Verkündung dieses Ge- 
setzes gestellt, so beginnt die Ausgleichs- 
rente mit dem 1. August 1953, frühestens 
aber mit dem Monat, in dem ihre . Vor- 
aussetzungen erfüllt sind. Satz 2 gilt ent- 
sprechend, soweit sich nach Artikel I 
Nr. 1 und Nr. 12 Buchstabe a neue oder 
höhere Ansprüche ergeben. 

5. Bei Kapitalabfindungen, die vor dem In- 
krafttreten der Vorschrift des Artikels I 
Nr. 22 ausgezahlt worden sind, ist für 
den Rest des Abfindungszeitraumes der 
erloschene Rententeil nach Maßgabe 
dieser Vorschrift neu festzustellen. 

6. Die Teuerungszulagen (Artikel II) zu 
Ausgleichsrenten und Elternrenten wer- 
den so lange weitergezahlt, bis die sich 


nach Artikel I ergebenden höheren Be- 
züge festgestellt worden sind. Sie werden 
auf die für die gleiche Zeit zustehenden 
höheren Bezüge angerechnet. 

Artikel IV 

Anwendung des Gesetzes auf Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Gesetzes über die Stellung des 
Landes Berlin im Finanzsystem des Bundes 
(Drittes Uberleitungsgesetz) vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land 
Berlin. Rechtsverordnungen, die auf Grund 
der in diesem Gesetz enthaltenen Ermächti- 
gung erlassen werden, gelten im Land Berlin 
nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 

Artikel V 
Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 

(2) Abweichend hiervon treten in Kraft: 

a) Artikel I Nr. 2, 7, 11, 23 und 27 mit Wir- 
kung vom 1. Oktober 1950, 

b) Artikel I Nr. 19 mit Wirkung vom 1. Ok- 
tober 1952, 

c) Artikel I Nr. 20 mit Wirkung vom 
1. Januar 1953, 

d) Artikel I Nr. 1, 4, Nr. 6 Buchstabe a, Nr. 9, 
10, 12 bis 18, 22 und 24 sowie Artikel II 
am 1. August 1953. 


Begründung 


A. 

Allgemeines 

Die in dem Bundesversorgungsgesetz vom 
20. Dezember 1950 (BGBl. S. 791) mit Wir- 
kung vom 1. Oktober 1950 festgesetzten 
Renten und Einkommensgrenzen machen 
eine Anpassung an die gestiegenen Lebens- 
haltungskosten notwendig. Durch das Gesetz 
zur Änderung des Bundesversorgungsgesetzes 
vom 19. März 1952 (BGBl. I S. 141) sind be- 
reits mit Wirkung vom 1. April 1952 die für 
die Ausgleichsrenten der Beschädigten und 


Witwen maßgebenden Einkommensgrenzen 
um je 5, — DM und die für die Elternrenten 
maßgebenden Einkommensgrenzen bei einem 
Elternpaar um 20, — DM und bei einem 
Elternteil um 15, — DM monatlich erhöht 
worden; die Ausgleichsrenten und Eltern- 
renten selbst wurden nicht erhöht. Das 
Teuerungszulagengesetz in der Fassung vom 
25. Juni 1952 (BGBl. I S. 353) billigt mit 
Wirkung vom 1. Juli 1951 Empfängern von 
Ausgleichsrenten und Elternrenten nach dem 
Bundesversorgungsgesetz für sich, ihren Ehe- 
gatten und die übrigen Familienangehörigen, 
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letzteren, soweit sie bei der Bemessung der 
Sozialleistungen berücksichtigt sind, eine 
Teuerungszulage von je 3, — DM monatlich 
zu, wenn eine bestimmte Einkommensgrenze 
nicht überschritten wird. Die nach dem Ge- 
setz über die Gewährung von Zuwendungen 
an Kriegsopfer und Angehörige von Kriegs- 
gefangenen vom 12. Januar 1953 (BGBl. I 
S. 10) mit den laufenden Bezügen für die 
Monate Januar und Juni 1953 zahlbaren ein- 
maligen Zuwendungen sind nach einer Ent- 
schließung des Deutschen Bundestages als 
Ausgleich für die gesunkene Kaufkraft der 
Renten für die rückliegende Zeit gedacht. 

Die vorgenannten Vergünstigungen haben 
sich jedoch nicht als ausreichend erwiesen, 
so daß weitere Verbesserungen, wie sie im 
vorliegenden Gesetzentwurf vorgesehen sind, 
notwendig erscheinen. Die Verbesserung der 
Versorgung soll sich im allgemeinen auf Aus- 
gleichsrenten und Elternrenten beschränken. 
Soweit Beschädigte und Hinterbliebene ledig- 
lich eine Grundrente erhalten, darf davon 
ausgegangen werden, daß den gestiegenen 
Lebenshaltungskosten in der Regel eine 
entsprechende Erhöhung des sonstigen Ein- 
kommens gegenübersteht. 

Neben materiellen Verbesserungen sind im 
Entwurf noch redaktionelle Änderungen 
vorgesehen, die sich zur Klarstellung als not- 
wendig erwiesen haben. 


B. 

Besonderer Teil 
Zu Artikel I 

Zu Nr. 1 

Nach der bisherigen Fassung konnten bei- 
spielsweise einer Witwe Versorgungsbezüge 
nicht gewährt werden, wenn der Ehemann 
im ersten Weltkriege als österreichisch-un- 
garischer Staatsangehöriger in der österrei- 
chisch-ungarischen Wehrmacht Dienst ge- 
leistet hatte und gefallen ist, obgleich erstere 
immer im Gebiet des Deutschen Reiches 
nach dem Stande vom 31. Dezember 1937 
ihren Wohnsitz hatte und seit vielen Jahren 
im Besitz der deutschen Staatsangehörigkeit 
ist. Nach der vorgeschlagenen Fassung, die 
sich dem Wortlaut des Absatzes 2 dieses 
Paragraphen anpaßt, soll nunmehr auch 
diesen Witwen der Anspruch auf Witwen- 
rente zuerkannt werden. In der Übergangs- 


zeit ist von der Möglichkeit eines Härteaus- 
gleichs ( § 89) Gebrauch gemacht worden. Es 
handelt sich hierbei nur um wenige Falle. 

Zu Nr. 2 

Es handelt sich nur um eine redaktionelle 
Änderung. 

Zu Nr. 3 

Nach der bisherigen Fassung des § 10 Abs. 5 
Satz 2 ist die Gewährung kleinerer Heilmittel 
nicht vorgesehen. Solche sind aber in Einzel- 
fällen zur Sicherung des Heilerfolges unent- 
behrlich. Um Mißbräuche nach Möglichkeit 
auszuschließen, muß die Gewährung von der 
Zustimmung der Verwaltungsbehörde ab- 
hängig gemacht werden. Während Be- 
schädigte selbst wegen ihrer auf Schädigung 
beruhenden Gesundheitsstörungen keinen 
Anspruch auf Heilanstaltpflege haben, sieht 
die bisherige Fassung für Angehörige Schwer- 
beschädigter einen Anspruch auf Kranken- 
hausbehandlung (Heilanstaltpflege) vor. 
Diese unterschiedliche rechtliche Stellung der 
Angehörigen gegenüber den Beschädigten ist 
nicht vertretbar. Auch in der gesetzlichen 
Krankenversicherung ist ein Anspruch auf 
Krankenhauspflege nicht gegeben (§ 184 

RVO). 

Zu Nr. 4 

Zu Buchstabe a 

Infolge des steigenden Verkehrs und der 
Wohnungsverhältnisse können immer weni- 
ger Kriegsblinde einen Führhund halten. 
Jeder Kriegsblinde ist aber mehr oder weni- 
ger auf Führung angewiesen. Es ist vielfach 
schwer, die dadurch entstehenden Kosten 
im einzelnen nachzuweisen. Deshalb soll von 
diesem Nachweis allgemein abgesehen 
werden. 

Zu Buchstabe b 

Die derzeitige Fassung läßt einen zu weiten 
Ermessensspielraum. Sie führt zu einer nicht 
vertretbaren Inanspruchnahme der Gerichte 
und erheblich voneinander abweichenden 
Entscheidungen. Es sind deshalb feste Sätze 
vorgesehen. Durch Rechtsverordnung soll be- 
stimmt werden, welche Sätze für einzelne 
Gruppen von Körperschäden zu gewähren 
sind (vgl. zu Nr. 28). 
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Zu Nr. 5 und Nr. 6 Buchstabe b 

Die bisherigen Regelungen sind den ent- 
sprechenden Vorschriften des Reichsversor- 
gungsgesetzes nachgebildet. Sie haben sich 
aber infolge des veränderten Rentensystems 
(Aufteilung in Grund- und Ausgleichsrente) 
und der Erhöhung der Versicherungsgrenze 
in der Krankenversicherung als untragbar 
erwiesen. Die bisherige weitere Begrenzung 
der Höchstsätze des Versorgungskranken- 
und -hausgeldes führt insbesondere bei höhe- 
ren Einkommensminderungen insofern zu 
einem sozial unbefriedigenden Ergebnis, als 
das Versorgungskranken- und -hausgeld in 
einem Mißverhältnis zu den entsprechenden 
Kassenleistungen steht. Deshalb sollen künf- 
tig zugeteilte und ausgesteuerte Beschädigte 
nach gleichen Grundsätzen abgefunden wer- 
den wie Beschädigte mit Anspruch auf 
Kassenleistungen. 

Die bisherige Fassung beschränkt den An- 
spruch auf Hausgeld auf Beschädigte, die 
Heilbehandlung ausschließlich auf Grund 
des Bundesversorgungsgesetzes erhalten. 
Demgemäß können freiwillig Versicherte, 
die auf Grund des § 215 RVO nach der 
Kassensatzung vom Bezug der Kassengeld- 
leistungen ausgeschlossen sind, Versorgungs- 
hausgeld nicht erhalten. Gleiches gilt für 
versicherte Beschädigte, wenn eine der in 
§ 14 Abs. 2 genannten Krankenkassen wäh- 
rend einer von den Versorgungsbehörden 
gewährten stationären Behandlung deshalb 
nicht zur Zahlung von Geldleistungen ver- 
pflichtet ist, weil Arbeitsunfähigkeit im 
Sinne des Zweiten Buches der Reichsversiche- 
rungsordnung nicht vorliegt. Eine Schlech- 
terstellung der erwähnten Versicherten 
gegenüber den übrigen Beschädigten war 
nicht beabsichtigt. Klarstellung ist deshalb er- 
forderlich. 

Zu Nr. 6 Buchstabe a 

Nach dem bisherigen Absatz 1 muß auch 
Versorgungsberechtigten ohne unterhalts- 
berechtigte Angehörige, insbesondere Ledi- 
gen, während einer Heilanstaltpflege oder 
Heilstättenbehandlung, und zwar ohne Rück- 
sicht auf deren Dauer, die Ausgleichsrente 
weitergezahlt werden. Eine Minderung oder 
Entziehung der Ausgleichsrente kann weder 
auf § 32 Abs. 1 noch auf § 62 gestützt wer- 
den, da sowohl Ausgleichsrente als auch 
Heilanstaltspflege und Heilstättenbehand- 
lung Leistungen nach dem Bundesversor- 


gungsgesetz sind, die sich gegenseitig nur in- 
soweit ausschließen, als das Gesetz es be- 
sonders bestimmt. 

Nach einer im Oktober 1951 durchgeführten 
Erhebung befanden sich etwa 3500 Beschä- 
digte, davon rund 1800 Ledige, länger als 
sechs Monate in geschlossener Behandlung. 
Es ist anzunehmen, daß die Zahl sich in- 
zwischen nicht verringert hat. In einer Reihe 
von Fällen dauert die Behandlung schon 
mehrere Jahre. 

Der Unterhalt des Beschädigten selbst ist 
während der Behandlung sichergestellt. So- 
weit er mit unterhaltsberechtigten Angehöri- 
gen im Familienverband gelebt hat, wie es 
bei Verheirateten die Regel ist, soll an dem 
Anspruch auf Ausgleichsrente nichts geändert 
werden. Im anderen Falle ist er auf Aus- 
glekhsrente im allgemeinen nicht angewiesen. 
Für seine persönlichen Bedürfnisse steht ihm 
die Grundrente zur Verfügung. Es erscheint 
daher angezeigt, in solchen Fällen die Zahlung 
der Ausgleichsrente einzustellen, wenn die 
Behandlung über drei Monate hinausgeht. 
Hierfür sprechen nicht nur finanzielle Er- 
wägungen. In der Regel handelt es sich um 
erwerbsunfähige Beschädigte, die als Ledige 
zur Zeit 165, — DM an Versorgungsbezügen 
(75, — DM Grundrente und 90, — DM Aus- 
gleichsrente) erhalten. Von Ländern und ins- 
besondere von Krankenanstalten wird dar- 
auf hingewiesen, daß die Verfügung über 
die verhältnismäßig hohen Bezüge sich nach- 
teilig auf das kurmäßige Verhalten in den 
Anstalten auswirkt und damit den Heil- 
erfolg ungünstig beeinflußt; außerdem führe 
die jetzige Regelung zur Unzufriedenheit bei 
denjenigen Kranken, die die Versorgungs- 
bezüge ihren unterhaltsberechtigten Ange- 
hörigen überlassen müssen. 

Zu Nr. 7 

Es handelt sich um eine gesetzliche Klarstel- 
lung. 

Zu Nr. 8 

Die Begründung zu Nr. 3 gilt entsprechend. 

Zu Nr. 9, 10, Nr. 12 Buchstaben b und c, 
Nr. 13 und 15 

Seit dem Inkrafttreten des Bundesversor- 
gungsgesetzes am 1. Oktober 1950 sind die 
Lebenshaltungskosten nicht unerheblich ge- 
stiegen. Die vorgesehene Erhöhung der Aus- 
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gleichsrenten bei Schwerbeschädigten um 
5, — oder 10, — DM, bei Witwen um 10, — 
DM, bei Waisen um 5, — DM monatlich so- 
wie der Elternrenten für jeden Elternteil um 
5, — DM soll einen angemessenen Ausgleich 
bieten. Eine entsprechende Erhöhung ist 
auch bei den für diese Bezüge maßgebenden 
Einkommensgrenzen vorgesehen, weil an- 
dernfalls schon bei einem geringfügigen son- 
stigen Einkommen die vorgesehenen Er- 
höhungen der Leistungen sich nicht auswir- 
ken können. Darüber hinaus erscheint es 
zum Ausgleich der gestiegenen Lebenshal- 
tungskosten bei Schwerbeschädigten not- 
wendig, die vorgesehenen Zuschläge zu 
Ausgleichsrenten für Frau und Kinder und 
zur Einkommensgrenze entsprechend zu er- 
höhen. Die in dem Entwurf vorgesehene Er- 
höhung auf den Betrag von 15, — oder 
20, — DM monatlich deckt sich bei Kindern 
mit dem in den gesetzlichen Rentenversiche- 
rungen durch das Rentenzulagengesetz vom 
1. Juni 1951 an auf 20, — DM monatlich 
erhöhten Kinderzuschuß. Damit wird auch 
der unerwünschte Zustand beseitigt, daß, so- 
weit Beschädigte gleichzeitig Ansprüche aus 
der gesetzlichen Rentenversicherung haben, 
der Versorgungsberechtigte mit Kindern ge- 
ringere Versorgungsbezüge erhält als der- 
jenige ohne Kinder. Diese Auswirkung ist 
darauf zurückzuführen, daß der Kinderzu- 
schuß zu den Renten der gesetzlichen Ren- 
tenversicherungen 20, — DM, die Erhöhung 
bei der Einkommensgrenze zur Ausgleichs- 
rente aber nur 15, — DM monatlich beträgt. 

Der Verlust mehrerer Kinder bedeutet in 
der Regel einen größeren Ausfall an Unter- 
haltsleistung als der Verlust nur eines Kin- 
des. Die in Nr. 15 vorgesehene Erhöhung 
der Elternrenten und der Einkommensgren- 
zen beim Verlust mehrerer Kinder infolge 
einer Schädigung soll diesem Gesichtspunkt 
Rechnung tragen. 

Zahlbeträge unter 5, — DM monatlich, wie 
sie sich bei der Elternrente ergeben, sind auch 
für bedürftige Empfangsberechtigte ohne 
nennenswerte wirtschaftliche Bedeutung. 
Sie sollen daher auf diesen Betrag erhöht 
werden. 

Zu Nr. 11 

Es handelt sich um eine gesetzliche Klarstel- 
lung. 

Zu Nr. 12 Buchstabe a 

Nach der bisherigen Fassung ergibt sich für 
die Witwe mit nur einem Kinde eine nicht 


vertretbare Auswirkung, wenn sich das 
Kind kurz vor Vollendung des achtzehnten 
Lebensjahres verheiratet. Obwohl die Mut- 
ter nach wie vor für das Kind sorgt, verliert 
sie den Anspruch auf Ausgleichsrente, unter 
Umständen auch noch auf die höhere Grund- 
rente. 

Zu Nr. 14 

Witwenbeihilfen werden als Rechtsanspruch 
gewährt, und zwar nach denselben Grund- 
sätzen wie Witwenrenten. Hieraus müssen 
auch die Folgerungen für die Gewährung 
einer Abfindung bei Wiederverheiratung der 
Witwe (§ 44) gezogen werden. Soweit Wit- 
wenbeihilfe nur in Höhe von zwei Dritteln 
der Witwenrente bezogen worden ist, muß 
auch die Abfindung auf den entsprechenden 
Teilbetrag beschränkt werden. 

Zu Nr. 16 

Nach § 1593 BGB gilt ein Kind, das während 
der Ehe oder innerhalb von 302 Tagen nach 
Auflösung der Ehe geboren ist, als ehelich, 
solange die Unehelichkeit nicht rechtskräftig 
festgestellt worden ist. Nach § 1595 a BGB 
kann der Staatsanwalt, wenn der Ehemann 
die Ehelichkeit eines Kindes nicht innerhalb 
eines Jahres seit der Geburt des Kindes an- 
gefochten hat oder gestorben ist, die Ehe- 
lichkeit anfechten, wenn er dies im öffent- 
lichen Interesse oder im Interesse des Kindes 
oder seiner Nachkommenschaft für geboten 
erachtet. Dieses Anfechtungsrecht des Staats- 
anwalts ist in den Ländern des Bundesgebiets 
bisher nicht einheitlich ausgeübt worden. Der 
Entwurf des Gesetzes über die Gleichberech- 
tigung von Mann und Frau auf dem Gebiete 
des bürgerlichen Rechtes und über die 
Wiederherstellung der Rechtseinheit auf 
dem Gebiete des Familienrechts (Familien- 
rechtsgesetz) sieht eine Neufassung des 
§ 1595 a BGB vor. Danach soll der Staats- 
anwalt die Ehelichkeit eines Kindes nicht 
mehr auch im öffentlichen Interesse, sondern 
nur noch dann anfechten, wenn dies im In- 
teresse des Kindes liegt oder wenn die An- 
fechtung der Ehelichkeit nach dem Tode des 
gesetzlichen Vaters dem wirklichen und mut- 
maßlichen Willen des Verstorbenen ent- 
spricht. Dies bedeutet, daß künftig Waisen- 
renten nach dem BVG gewährt werden müs- 
sen, wenn mit Rücksicht auf den Zeitpunkt 
der Verschollenheit feststeht, daß das Kind 
nicht von dem gesetzlichen Vater gezeugt 
ist. Wenn nur das Interesse des Kindes maß- 
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gebend sein soll, wird der Staatsanwalt die 
Anfechtungsklage nicht erheben können, 
weil eine solche Maßnahme in der Regel 
nicht im Interesse des Kindes liegt. 

Weniger fiskalische als ethische Gründe 
sprechen aber dagegen, daß Kinder unter 
Ausnutzung einer formalen Rechtslage 
Waisenrente nach einem Verschollenen be- 
ziehen, der nicht ihr Vater ist. Dieser Zu- 
stand einer Versorgung scheinehelicher Kin- 
der wird auch in der Öffentlichkeit allge- 
mein als unerfreulich angesehen; Maßnah- 
men zu seiner Änderung werden gewünscht. 
Dazu kommt, daß durch die Gewährung 
von Waisenrente an scheineheliche Kinder die 
Ehefrauen Verschollener in den Genuß von 
Hinterbliebenenbezügen oder höheren Be- 
zügen gelangen können, die sie ohne dieses 
Kind nicht erhalten würden. Durch eine er- 
gänzende Bestimmung zu § 52 BVG soll des- 
halb festgelegt werden, daß ein Kind keinen 
Anspruch auf Rente hat, wenn es den Um- 
ständen nach offenbar unmöglich ist, daß die 
Ehefrau das Kind von dem Verschollenen 
empfangen hat. Durch diese Vorschrift wird 
die Rechtsstellung des Kindes als eines ehe- 
lichen Kindes, solange eine Todeserklärung 
des gesetzlichen Vaters nicht erfolgt ist, un- 
berührt gelassen. 

Zu Nr. 17 

Die bisherige Fassung „rentenberechtigten“ 
ist zu sehr einengend. Durch die neu ge- 
wählte Fassung „versorgungsberechtigten“ 
soll erreicht werden, daß auch beim Tode 
von Hinterbliebenen, die Witwen- oder 
Waisenbeihilfe (§ 48) bezogen haben, Be- 
stattungsgeld gezahlt wird. 

Zu Nr. 18 

Die Notwendigkeit der Ergänzung ergibt sich 
daraus, daß Witwen- und Waisenbeihilfen 
(§ 48) als Anspruch gewährt werden. 

Zu Nr. 19 

Es hat sich ergeben, daß Witwen in Unkennt- 
nis der Anmeldefristen Antrag auf Versor- 
gung bisher nicht gestellt haben. Dies trifft 
insbesondere auf Witwen zu, deren Grund- 
rente nach § 65 Abs. 2 BVG bis auf weiteres 
ruht. Die vorgesehene Verlängerung der An- 
meldefrist erscheint dringend notwendig. 


Zu Nr. 20 

Soweit es sich um Todesfälle handelt, die auf 
einer Schädigung aus einer vor dem 1. Sep- 
tember 1939 beendeten Dienstleistung be- 
ruhen, kann eine Verlängerung der mit dem 
31. Dezember 1952 ablaufenden Frist nicht 
erwogen werden. Es handelt sich bei diesen 
Dienstleistungen fast ausschließlich um solche 
bis zur Beendigung des ersten Weltkrieges. 
Dagegen scheint bei später beendeten Dienst- 
leistungen eine Verlängerung der Frist um 
zwei Jahre geboten. 

Zu Nr. 21 

Die Witwen- und Waisenbeihilfe nach § 48 
wird als Anspruch gewährt. Sie muß daher in 
gleicher Weise wie die Rente übertragen, 
verpfändet und gepfändet werden können. 

Zu Nr. 22 

Die Erhöhung der Abfindung von dem Acht- 
fachen auf das Neunfache des Jahresbetrages 
für den zehnjährigen Abfindungszeitraum 
entspricht einer dringenden Forderung aller 
Kriegsopferverbände. Sie erscheint sachlich 
nicht ungerechtfertigt. 

Zu Nr. 23 

Es handelt sich um eine notwendige Ergän- 
zung, da die Möglichkeit besteht, daß die 
Abfindungssumme schon vor Ablauf des 
ersten Jahres zurückgezahlt wird. 

Zu Nr. 24 

Die Einbeziehung von rentenberechtigten 
Witwen in den Personenkreis, dem eine 
Kapitalabfindung gewährt 'werden kann, ent- 
spricht einem allgemeinen Wunsch. Nach 
dem Reichsversorgungsgesetz konnten auch . 
Witwen Kapitalabfindungen erhalten. Es 
muß aber sichergestellt werden, daß im Falle 
der Wiederverheiratung der Witwe der noch 
nicht getilgte Betrag der Abfindung zurück- 
gezahlt wird. 

Zu Nr. 25 

Die Notwendigkeit der Ergänzung ergibt sich 
daraus, daß Witwen- und Waisenbeihilfen 
(§ 48) als Anspruch gewährt werden. 

Zu Nr. 26 

Um die Beschädigten möglichst schnell in 
den Genuß der erhöhten Versorgungsbezüge 
nach dem Bundesversorgungsgesetz zu 
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bringen, ist die Umanerkennung in der Regel 
ohne eine an sich notwendige Nachunter- 
suchung durchgeführt und damit in Kauf ge- 
nommen worden, im Übergang Renten zu 
gewähren, die sachlich nicht gerechtfertigt 
sind. Die im Gesetz ^vorgesehene Frist, inner- 
halb der eine Neüfeststellung ohne den Nach- 
weis einer wesentlichen Änderung der Ver- 
hältnisse zulässig ist, erweist sich selbst dann 
nicht als ausreichend, wenn die Nachunter- 
suchung auf die dringendsten Fälle beschränkt 
wird. Hinzu kommt, daß der ärztliche 
Dienst der Versorgungsbehörden erst nach 
und v nach mit geeigneten Ärzten besetzt wer- 
den konnte und die zahlreich eingegangenen 
Neuanträge nichr unbearbeitet bleiben 
durften. 

Eine Verlängerung der im Gesetz vor- 
gesehenen Frist um wenigstens ein Jahr ist 
daher dringend notwendig, weil andernfalls 
in großer Zahl sachlich nicht gerechtfertigte 
Renten auf unbeschränkte Zeit gezahlt wer- 
den müßten. Dies ließe sich weder gegen- 
über berechtigten Ansprüchen noch finanziell 
vertreten, . 


Zu Nr. 27 

Die Vorschrift soll lediglich das Verfahren bis 
zur Feststellung der Versorgungsbezüge in 
den Fällen regeln, in denen beim Zusammen- 
treffen mit Renten aus den gesetzlichen Ren- 
tenversicherungen letztere ganz oder teilweise 
ruhten. Die Fassung des Satzes 2 könnte zu der 
Auffassung führen, daß die vom Inkraft- 
treten des Bundesversorgungsgesetzes an bis 
zum Ende des auf die Zustellung des Be- 
scheides (Umanerkennungsbescheides) nach 
dem Bundesversorgungsgesetz folgenden Mo- 
nats nachzuzahlenden Renten"' der gesetz- 
lichen Rentenversicherungen dem Versor- 
gungshaushalt zur Last fallen sollten. Dies ist 
nicht beabsichtigt; die Erstattung der Mehr- 
aufwendungen der Träger des gesetzlichen 
Rentenversicherungen durch vorzeitigen Ein- 
tritt des Versicherungsfalles ist im § 90 ge- 
regelt. Die vorgeschlagene Änderung dient 
der Klarstellung. 

Zu Nr. 28 

Wegen der Erweiterung der Ermächtigung 
zum Erlaß von Rechtsverordnungen wird 
auf die Begründung zu Nr. 4 Buchstabe b 
Bezug genommen. 


Zu Artikel II 

Die vorgesehene Erhöhung der Ausgleichs- 
renten und Elternrenten sowie der hierfür 
maßgebenden Einkommensgrenzen trägt den 
seit Inkrafttreten des Bundesversorgungsge- 
setzes gestiegenen Lebenshaltungskosten in 
angemessenem Umfang Rechnung. Die gleiche 
Absicht liegt auch dem Teuerungszulagen- 
esetz zugrunde, das allerdings nur einem 
eschränkten Personenkreis zugute kommt. 
Da es nicht gerechtfertigt wäre, diesem Per- 
sonenkreis neben den in Artikel I erhöhten 
Rentenbezügen die Teuerungszulagen zu ge- 
währen, soll das Teuerungszulagengesetz, so- 
weit es die Kriegsopferversorgung betrifft, 
mit dem Wirksamwerden der neuen Renten- 
bezüge aufgehoben werden. Durch diese Maß- 
nahme wird in keinem Falle eine Minderung 
der bisherigen Bezüge eintreten. 

Zu Artikel HI 

Dieser Artikel enthält die für den Übergang 
notwendigen Vorschriften. 

Zu Artikel IV 

Dieser Artikel sieht die Anwendung des Ge- 
setzes auf das Land Berlin vor. 

Zu Artikel V 

Dieser Artikel bestimmt, wann die einzelnen 
Vorschriften des Gesetzes in Kraft treten 
sollen. 

C. 

Finanzielle Auswirkung 
Zu Artikel I 

Mehr- Minder- 
bedarf 
Mio. DM jährlich 

Zu Nr. 1 

Keine finanzielle Auswirkung, 
da bisher die Versorgungsbe- 
züge im Wege des Härteaus- 
gleichs (§ 89) gewährt wurden — — 

Zu Nr. 2 

Redaktionelle Änderung ohne 
finanzielle Auswirkung — — 

Übertrag: — — 
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Mehr- Minder- 
bedarf 
Mio. DM jährlich 

Übertrag: — — 

Zu Nr. 3 

Geringfügigen Mehrausgaben 
für kleinere Heilmittel stehen 
Minderausgaben für Heilan- 
staltpflege in etwa gleicher 
Höhe gegenüber — — 

Zu Nr. 4 a 

Mehrausgaben für rd. 3000 Be- 
schädigte je 300 DM 0,9 — 

Zu Nr. 4 b 

Die Änderung hat keine finan- 
zielle Auswirkung — — 

Zu Nr. 5 

Die Erhöhung des Versorgungs- 
krankengeldes wird Mehraus- 
gaben erfordern von etwa 0,5 — 

Zu Nr. 6 a 

Es ist in etwa 1800 Fällen eine 
Minderausgabe zu erwarten — 1,5 

Zu Nr. 6 b 

Die Erhöhung des V er sorgungs- 
hausgeldes wird Mehrausgaben 
erfordern von etwa 0,5 , — 

Zu Nr. 7 

Redaktionelle Änderung, die 
der Klarstellung dient, ohne 
finanzielle Auswirkung — — 

Zu Nr. 8 

Wie zu Nr. 3 — — 

Zu Nrn. 9, 10, 12, 13, 15 

Mehrausgabe 

1. infolge Erhöhung der Aus- 
gleichsrente und der Ein- 
kommensgrenze 

a) bei Beschädig- 
ten mit einer 
MdE um 
50 v. H. rd. 

105 000 Fälle 6,2 
60—100 v. H. 

224 000 Fälle 26,4 32,6 

Übertrag: 32,6 1,9 1,5 


Mehr- Minder- 
bedarf 
Mio. DM jahrltdi 


Übertrag: 

32,6 

b) bei Witwen rd. 


862 000 Fälle 

102,0 

c) bei Waisen rd. 


1 140 000 Fälle 

68,4 


2. infolge Erhöhung der 
Zuschläge zur Aus- 
gleichsrente für die 
Ehefrauen u. Kinder 
Schwerbeschädigter, 
insgesamt rd. 234500 

Fälle 35,9 

3. infolge Erhöhung 

a) der Elternrente und 
und der Einkom- 
mensgrenze rd. 

325 000 Fälle 19,5 

b) der Elternrente und 
der Einkommens- 
grenze bei Verlust 
mehrerer Kinder 

rd. 200 000 Fälle 12,0 

c) infolge Aufrundung 
des Zahlbetrages auf 
5 DM monatlich 

(Nr. 14 Abs. 4) CU 270,7 — 

Zu Nr. 11 

Redaktionelle Änderungen 

ohne finanzielle Auswirkung — — 

Zu Nr. 14 

Mehrausgaben für Heiratsab- 
findungen an Empfänger von 
Witwenbeihilfe 0,2 — 

Zu Nr. 16 

Es sind geringfügige Einspa- 
rungen zu erwarten, die wegen 
der zur Zeit Unterschiedlichen 
Handhabung der Anfechtung 
der Ehelichkeit eines Kindes 
in den einzelnen Ländern nicht 
feststellbar sind — — 

Übertrag: 272,8 1,5 
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Mehr- Minder- 
bedarf 
Mio. DM jährlich 

Übertrag: 272,8 1,5 

Zu Nr. 17 

Mehrausgaben an Bestattungs- 
geld gegenüber dem Voran- 
schlag sind durch Einbeziehung 
der Empfänger von Witwen- 
und Waisenbeihilfe nicht zu 
erwarten — — 

Zu Nr. 18 

Es sind in Einzelfällen gering- 
fügige Minderausgaben zu er- 
warten — — 

Zu Nr. 19 

Keine finanzielle Auswirkung, 
da bei Fristversäumnis grund- 
sätzlich ein Härteausgleich nach 
§ 89 BVG zugelassen ist — — 

Zu Nr. 20 

Keine finanzielle Auswirkung, 
da die Zugänge durch Abgänge 
ausgeglichen werden — — 

Zu Nr. 21 

Keine finanzielle Auswirkung — — 

Zu Nr. 22 

Bei der Gewährung der Kapi- 
talabfindung in Höhe eines 
neunfachen Jahresbetrages für 
einen Zeitraum von 10 Jahren 
ermäßigen sich die erloschenen 
Rententeile für die in den 
Jahren 1950 bis 1952 bereits 
gewährten Kapitalabfindungen 
um jährlich rd. 1,1 Mio DM. 

Es entsteht daher eine Mehr- 
ausgabe in dieser Höhe 1,1 — 

Übertrag: 273,9 1,5 


Mehr- Minder- 
bedarf 
Mio. DM jährlich 

Übertrag: 273,9 1,5 

Zu Nr. 23 

Die Ergänzung dient lediglich 
der Klarstellung; keine finan- 
zielle Auswirkung — — 

Zu Nr. 24 

Die Erweiterung des Personen- 
kreises, dem Kapitalabfindung 
gewährt werden kann, ist ohne 
finanzielle Auswirkung — — 

Zu Nr. 25 

Es sind in Einzelfällen gering- 
fügige Minderausgaben zu er- 
warten — — 

Zu Nr. 26 

Es sind Minderausgaben zu er- 
warten, die zahlenmäßig aber 
nicht feststellbar sind — — 

Zu Nr. 27 

Redaktionelle Änderung, die 

der Klarstellung dient — — 

Zu Nr. 28 

Keine finanzielle Auswirkung — — 


Zu Artikel II 

Minderausgaben durch Aufhe- 
bung des Teuerungszulagen- 
gesetzes in der Kriegsopfer- 
versorgung — 

Summe: 273,9 

davon ab Minderbedarf: 81,5 

mithin laufender 

Mehrbedarf: 192,4 


80,0 

81,5 
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Anlage 2 


DER PRÄSIDENT DES BUNDESRATES 


Bonn, den 27. März 1953 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Mit Bezug auf das Schreiben vom 6. März 1953 — 7 — 82000 — 
538/53 — beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
104. Sitzung am 27. März 1953 gemäß Artikel 76 Absatz 2 des 
Grundgesetzes zu dem 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung 
und Ergänzung des Bundesversorgungsgesetzes 

die nachstehende Stellungnahme sowie die sich aus der Anlage er- 
gebenden Änderungsvorschläge und eine Empfehlung beschlossen 
hat. 

„Der Bundesrat hat die sich aus der Anlage ergebenden Ände- 
rungen aus zwingenden sozialpolitischen Erwägungen beschlos- 
sen. Er geht dabei von der Annahme und Erwartung aus, daß 
die Überschüsse des Haushalts für Kriegsopferversorgung infolge 
sorgfältiger Etatisierung mehr als 200 Mio DM betragen und 
diese die beschlossenen Mehraufwendungen decken. 

Die Ansicht des Bundesrates stützt sich auch darauf, daß die 
Überschüsse des Haushalts für Kriegsopferversorgung nach 
gewissenhafter Schätzung in entsprechender Höhe angegeben 
worden sind. 

Wenn noch weitere Überschüsse im Haushalt festgestellt wer- 
den sollten, hält es der Bundesrat aus dem gleichen sozialpoliti- 
schen Aspekt für erforderlich, daß 

1. die Ausgleichsrenten erhöht und 

2. die Ruhensvorschrift des § 65 Absatz 2 des Bundesversor- 
gungsgesetzes aufgehoben wird.“ 


Dr. Reinhold Maier 
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BUNDESRAT 


Änderungsvorschläge 

zum Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des 
Bundesversorgungsgesetzes 


1. Die Einleitung wird wie folgt gefaßt: 

„Der Bundestag hat mit Zustim- 
mung des Bundesrates das folgende 
Gesetz beschlossen:“ 

Begründung: 

Der Gesetzentwurf bedarf als Änderungs- 
gesetz zum Bundesversorgungsgesetz der 
Zustimmung des Bundesrates, weil auch 
das Bundesversorgungsgesetz selbst nach 
Artikel 84 Absatz 1 des Grundgesetzes 
zustimmungsbedürftig ist. 


2. Nr. 4 b 

§ 13 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

“(4) Verursachen die Folgen der 
Schädigung außergewöhnliche Kosten 
für Kleider- und Wäscheverschleiß, 
so sind diese mit einem Pauschbetrage 
von 5, — bis 13, — Deutsche Mark 
monatlich zu ersetzen. Durch Rechts- 
verordnung wird bestimmt, welche 
Sätze für einzelne Gruppen von Kör- 
perschäden zu gewähren sind.“ 


Begründung: 

Die Verwaltungsvorschriften zu § 13 Ab- 
satz 4 sahen in Nr. 12 mit Wirkung vom 
1. Oktober 1950 die Gewährung eines 
Pauschbetrages für Kleider- und Wäsche- 
verschleiß von 3, — oder 5, — DM, sowie 
in besonderen Fällen bis zu 10, — DM 
monatlich vor. Der Entwurf übernimmt 
— im Widerspruch zum ersten Satz der 
Begründung — nur diese Sätze in den 
Gesetzestext. Ein Mindestsatz für den 
Pauschbetrag von 5, — DM und eine Er- 
höhung des Flöchstsatzes auf 13, — DM 
erscheinen notwendig. Es erscheint ferner 
geboten, lediglich die untere und obere 


Grenze des monatlichen Pauschbetrages 
anzugeben und die genaue Bestimmung 
der Sätze für einzelne Gruppen von Kör- 
perschäden einer besonderen Rechtsver- 
ordnung zu überlassen. 


3. Nr. 10 

§ 33 Abs. 3: Der Betrag von 100, — 
DM ist auf 125, — DM zu erhöhen. 


Begründung : 

Siehe Begründung zu Nr. 10 a. 


4. Es ist eine neue Nr. 

„10 a. In § 35 A 
der Pflegezulage 's 

von 50, — DM 
von 75, — DM 
von 100,— DM 
von 125, — DM 
von 150, — DM 


10 a einzufügen: 

bs. 1 sind die Sätze 
r ie folgt zu erhöhen: 

auf 60, — DM 
auf 90,— DM 
auf 125, — DM 
auf 150,— DM 
auf 175,— DM.“ 


Begründung: 

Die gleichen Gründe, die für eine Er- 
höhung der Sätze der Ausgleichsrente 
sprechen, lassen eine Erhöhung der Sätze 
der Pflegezulage als notwendig erscheinen. 
Würde die Erhöhung der Sätze nicht auch 
auf die Pflegezulage ausgedehnt, so würde 
dies bedeuten, daß die Pflegezulageemp- 
fänger, bei denen durch die Gewährung 
der Pflegezulage eine besondere Hilfsbe- 
dürftigkeit anerkannt wird, gezwungen 
werden, zu Lasten ihrer eigenen oder der 
Lebenshaltung ihrer Pfleger, insbesondere 
ihrer Ehefrauen, die Erhöhung zu tragen, 
die sich auch bei den mit der Pflegezu- 
lage zu bestreitenden Aufwendungen er- 
geben hat. 
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5. Nr. 15 


§ 51 Abs. 1 und 2 erhalten folgende 
Fassung: 

„(1) Die volle Elternrente beträgt 
monatlich 

bei einem Elternpaar 90,— DM, 
bei einem Elternteil 60, — DM. 

(2) Elternrente ist nur insoweit zu 
gewähren, als sie zusammen mit dem 
sonstigen Einkommen (§ 33 Abs. 2 
Satz 1) folgende Monatsbeträge nicht 
übersteigt: 

bei einem Elternpaar 140, — DM, 
bei einem Elternteil 105, — DM.“ 

Begründung: 

Siehe Begründung zu Nr. 10 a. 

6. Nr. 16 ist zu streichen. 


Begründung: 

Der vorgeschlagene neue Absatz 2 des § 52 
greift aus der allgemeinen Regelung des 
Familienrechts einen Fall heraus und regelt 
ihn in einer Spezialvorschrift. Im Flinblick 
auf die z. Z. schwebenden Erörterungen 
über das Gesamtgebiet erscheint eine solche 
Sonderregelung nicht wünschenswert. 

7. Empfehlung zu Artikel V Buchstaben b 
und c: 

Bei den weiteren Beratungen des Gesetzes 
ist in Erwägung zu ziehen, ob es nicht 
einer Regelung bedarf, die klargestellt, daß 
rechtskräftige Entscheidungen, durch die 
Ansprüche von Witwen-, Waisen- und 
Altersrenten nur wegen Fristablaufs abge- 
lehnt worden sind, der Gewährung von 
Leistungen nicht entgegenstehen. 


Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 

zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates vom 27. März 1953 zu dem Entwurf 
eines Zweiten Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des Bundesversorgungsgesetzes 


Die Bundesregierung nimmt zu den Ände- 
rungsvorschlägen (I), zu der Empfehlung und 
der Stellungnahme (II) des Bundesrates vom 
27. März 1953 wie folgt Stellung: 

I. 

Zu Nr. 1 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung: 

Der Auffassung des Bundesrates, daß das Ge- 
setz seiner Zustimmung bedürfe, kann nicht 


beigepflichtet werden. Die Vorlage enthält 
weder selbst Vorschriften, die ein Zustim- 
mungserfordernis des Bundesrates begründen, 
noch ändert sie Vorschriften des Bundesver- 
sorgungsgesetzes, die der Zustimmung des 
Bundesrates bedurften oder in untrennbarem 
Zusammenhang mit derartigen Vorschriften 
stehen. 

Zu Nr. 2 

Dem Vorschlag wird mit der Maßgabe zuge- 
stimmt, daß die Zahl „5“ durch die Zahl „3“ 
und die Zahl „13“ durch die Zahl „10“ er- 
setzt werden. 
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Begründung: 


Pauschsätze in Höhe von 3 bis 10 Deutsche 
Mark waren bisher in der Verwaltungsvor- 
schrift Nr. 12 zu § 13 des Bundesversorgungs- 
gesetzes für einzelne Gruppen von Körper- 
schäden festgesetzt. Eine Erhöhung dieser 
Pauschsätze ist nicht gerechtfertigt, weil die 
Preise für Textilerzeugnisse sich seit dem In- 
krafttreten des Gesetzes nicht erhöht haben, 
sondern sogar zurückgegangen sind. Der Preis- 
index für Textilien und Bekleidung betrug: 


am 1. Oktober 1950 
am 1. Oktober 1951 
am 1. Oktober 1952 
am 1. Januar 1953 


227 Punkte, 

254 Punkte, 

212 Punkte und 
201 Punkte. 


Zu Nr. 3 und 4 


Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 


Begründung: 

Die pflegebedürftigen Beschädigten werden in 
der Regel von Familienangehörigen unent- 
geltlich betreut, so daß Mehraufwendungen im 
allgemeinen nicht entstehen. Soweit in Aus- 
nahmefällen eine bezahlte Pflegekraft gehal- 
ten werden muß, reichen auch die vorge- 
schlagenen erhöhten Sätze nicht aus, da für 
eine bezahlte Pflegekraft etwa 200 Deutsche 
Mark monatlich aufgewendet werden müssen. 
In diesen Fällen wird aus Unterstützungs- 
mitteln geholfen werden. 


Zu Nr. 5 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung: 

Der Regierungsentwurf sieht eine Erhöhung 
der Elternrenten und der Einkommensgrenzen 
um je 10 Deutsche Mark für ein Elternpaar 
und um je 5 Deutsche Mark für einen Eltern- 
teil vor. Die Einkommensgrenzen sind bereits 
mit Wirkung vom 1. April 1952 von 100 auf 
120 Deutsche Mark für ein Elternpaar und 
von 70 auf 85 Deutsche Mark für einen 
Elternteil erhöht worden. Die vorgeschlagene 
weitere Erhöhung der Elternrenten und der 
Einkommensgrenzen würde sich völlig unor- 
ganisch in das Rentengefüge des Bundesver- 
sorgungsgesetzes einpassen und zwangsläufig 
Erhöhungen bei den Ausgleichsrenten der Wit- 
wen, die einen gegenüber den Eltern vor- 
gehenden Versorgungsanspruch haben, nach 


sich ziehen. Durch die Elternrente soll nur der 
durch den Tod des Sohnes entfallende Unter- 
haltsanspruch abgegolten werden. Dem ist 
durch die im Regierungsentwurf vorgesehenen 
Sätze ausreichend Rechnung getragen. 

Zu Nr. 6 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung: 

Die Vorschrift wird für erforderlich gehalten, 
auch wenn der Entwurf des Familienrechtsge- 
setzes Gesetz werden sollte. Auf die Begrün- 
dung zu Artikel I Nr. 16 des Regierungsent- 
wurfs darf Bezug genommen werden. 


II. 

Zu Nr. 7 (Empfehlung) 

Der Empfehlung wird entsprochen, wenn auch 
Nachteile, die in einem Einzelfalle durch eine 
rechtskräftige Ablehnung des Anspruches 
wegen Fristversäumnis entstehen könnten, 
jederzeit durch einen Bescheid zugunsten des 
Betroffenen beseitigt werden können. In Ar- 
tikel III des Regierungsentwurfs ist als neue 
Nummer 5 einzufügen: 

„5. Soweit in den Fällen des Artikels I 
Nummern 19 und 20 Anträge auf 
Versorgung wegen Versäumnis der bis- 
herigen Anmeldefristen rechtskräftig 
abgelehnt worden sind, sind von Amts 
wegen neue Bescheide zu erteilen.“ 

Die bisherige Nummer 5 erhält die Nummer 6 
und die bisherige Nummer 6 die Nummer 7. 


Zur Stellungnahme im Schreiben des Präsi- 
denten des Bundesrates vom 27. März 1953 

Der Bundesrat geht bei seinen Vorschlägen 
von der Annahme und Erwartung aus, daß 
die Überschüsse des Haushalts für Kriegs- 
opferversorgung mehr als 200 Millionen 
Deutsche Mark betragen. Er hält aus sozial- 
politischen Gründen eine weitere Erhöhung 
der Ausgleichsrenten und die Streichung der 
Ruhensvorschrift des § 65 Abs. 2 des Bun- 
desversorgungsgesetzes für erforderlich, wenn 
weitere Überschüsse im Haushalt festgestellt 
werden sollten. Für das Rechnungsjahr 1953 
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werden im Kriegsopferhaushalt auf Grund 
statistischer Erhebungen, die in den Ländern 
durchgeführt wurden, Minderausgaben in 
Höhe von etwa 300 Millionen Deutsche Mark 
erwartet. Als wahrscheinlich kann jedoch 
wegen Wegfalls der erheblichen Nachzahlun- 
gen, die im Rechnungsjahr 1952 auf Grund 
der Umstellung der Versorgungsbezüge auf 
das Bundesversorgungsgesetz zu leisten waren, 
nur mit Minderausgaben von 200 Millionen 
bis höchstens 240 Millionen Deutsche Mark 
gerechnet werden. Die Regierungsvorlage, die 


mit dem 1. August 1953 in Kraft treten soll, 
hält sich mit ihren finanziellen Auswirkungen 
für das Rechnungsjahr 1953 in diesem Rah- 
men. Die Zahlung der zweiten Rate nach dem 
Gesetz über die Gewährung von Zuwendun- 
gen an Kriegsopfer und Angehörige von 
Kriegsgefangenen vom 12. Januar 1953 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 10) in Höhe von etwa 85 
Millionen Deutsche Mark und der Wegfall der 
Teuerungszulage nach dem Teuerungszulagen- 
gesetz vom 1. August 1953 ab sind hierbei be- 
rücksichtigt. 
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